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Von den analysierten staatlichen Leistungen bilden die Sozialhilfe, die Arbeitslosengelder und 
die Notstandshilfe die progressivsten Ausgaben, die somit am stärksten den sozial schwäche-
ren Bevölkerungsschichten zugute kommen und einen substanziellen Bestandteil deren Ein-
kommens bilden.  

Berücksichtigt man auch die Haushaltsgröße und die Altersstruktur der Haushalte, so fließen im 
Jahr 2005 fast 90% der Leistungen, die mit Arbeitslosigkeit zusammenhängen  Arbeitslosen-
geld, Notstandshilfe und die Mittel aus der aktiven Arbeitsmarktpolitik  in das untere Drittel 
der Nicht-Selbständigenhaushalte, schwach 9% ins mittlere und gut 2% ins obere Drittel. Im 
Durchschnitt der Nicht-Selbständigenhaushalte belaufen sich diese Mittel aus der aktiven und 
passiven Arbeitsmarktpolitik auf knapp 2% der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, im unters-
ten Dezil aber auf über 70% und im unteren Drittel auf gut 11%; im oberen Drittel ist dagegen 
der Anteil an Arbeitslosen so gering, dass die Arbeitslosengelder in Relation zu den Marktein-
kommen eine vernachlässigbare Rolle spielen. Mit der Zunahme der Arbeitslosigkeit in den 
letzten 1½ Jahrzehnten hat auch die Bedeutung der Mittel aus der Arbeitslosenversicherung 
und deren progressive Wirkung stark zugenommen: Seit 1991 ist im Durchschnitt der Nicht-
Selbständigenhaushalte der Anteil der Arbeitslosen- und Notstandshilfegelder an den Markt-
einkommen um über 50% gestiegen, im unteren Drittel hat er sich sogar verdreifacht.  

Bezieht man auch die Finanzierung der Arbeitslosenversicherung mit ein, die überwiegend 
über Beiträge durch eine zweckgebundene Gebarung erfolgt, so wird durch das System der 
Arbeitslosenversicherung massiv von oben nach unten umverteilt: Ohne Berücksichtigung der 
Haushaltsgröße zahlt das obere Drittel fast zwei Drittel der Beiträge, die untere Hälfte der 
Haushalte sind Nettoempfänger des Systems, erst ab dem 6. Dezil sind die Beitragsleistungen 
höher als die empfangenen Leistungen. Diese Nettogebarung hat sich seit Anfang der 
neunziger Jahre kaum verändert. 

Die Sozialhilfe hat gemessen am Umfang eine viel geringere Bedeutung, aber aufgrund der 
strengen Bedarfsprüfung eine stark progressive Wirkung zugunsten der ärmsten Einkommens-
schichten. Ausgehend vom Bruttoäquivalenzmarkteinkommen leben im 1. Dezil knapp 90% 
aller SozialhilfeempfängerInnen, und auf sie entfallen ebenfalls 90% der Mittel.  

In der österreichischen Familienpolitik dominiert das horizontale Verteilungsprinzip, unabhän-
gig vom Einkommen wird von kinderlosen zu kinderbetreuenden Haushalten umverteilt. 
Obwohl sozialpolitische Gesichtspunkte weitgehend fehlen, sind mit diesem horizontalen 
Ausgleich auch erhebliche vertikale Effekte verbunden.  

Unter Berücksichtigung der Anzahl der Haushaltsmitglieder und deren Altersstruktur  also auf 
Basis der gewichteten Pro-Kopf-Bruttomarkteinkommen  leben 63% der Kinder in der unteren 
Hälfte der Einkommensverteilung und auf sie entfallen 65% der familienpolitischen Leistungen. 
Rund um die Geburt fallen zur Familienbeihilfe und den Absetzbeträgen zusätzlich Leistungen 
an, so fließen über 63% des Kinderbetreuungsgeldes in das untere Drittel der Haushalte, wo 
mehr junge Familien leben. 
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Der Mehrkindzuschlag und das Kinderbetreuungsgeld bilden die progressivsten Familien-
leistungen, auch der Mutter-Kind-Pass, der AlleinverdienerInnen- und der AlleinerzieherInnen-
absetzbetrag haben stärkere Umverteilungswirkungen als die Gesamtheit der Leistungen. Von 
den großvolumigen Leistungen wirken die öffentlichen Ausgaben für Kindergärten, die 
Familienbeihilfe, der Kinderabsetzbetrag, die öffentlichen Ausgaben für Freifahrten sowie 
Schulbücher unterdurchschnittlich progressiv. Der Unterhaltsabsetzbetrag weist als einzige 
Leistung eine Verteilungswirkung zugunsten der oberen Einkommenshälfte auf. 

In Summe wirken die Familienleistungen sehr progressiv auf die Einkommensverteilung, ihnen 
kommt im Niedrigeinkommensbereich eine viel größere Bedeutung zu als im hohen: Im 
1. Dezil belaufen sich die familienpolitischen Leistungen der Haushalte mit Kindern auf 85% der 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, im 10. Dezil nur auf 3,8%. Im Durchschnitt lag die Relation 
im Jahr 2000 bei 12,7% der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und im Jahr 2005 bei 13,8%. 
Bezogen auf die Nicht-Selbständigenhaushalte (einschließlich der kinderlosen), betragen 
2005 die Familienleistungen im Durchschnitt 3,6%, im 1. Dezil 29% und im 10. Dezil 0,6% der 
Einkommen. 

Die Bedeutung der Familienförderung hat im letzten Jahrzehnt nicht nur im Durchschnitt 
zugenommen, auch ihr Progressionsgrad hat sich merklich erhöht: Zum einen hat die Bedeu-
tung der Familienleistungen (Einführung des Kinderbetreuungsgeldes und der Mehrkindstaffe-
lung sowie Erhöhung der Familienbeihilfe) zugenommen, zum anderen haben auch Entwick-
lungen am Arbeitsmarkt (Zunahme von Teilzeitbeschäftigung und Arbeitslosigkeit, schwache 
Entwicklung der Markteinkommen) dazu beigetragen, die Transferabhängigkeit der untersten 
Einkommensschicht zu erhöhen; im 1. Dezil sind zwischen 2000 und 2005 die nominalen Brutto-
äquivalenzmarkteinkommen um 12% gesunken.  

Bezieht man die Finanzierung mit ein, da auch die Familienpolitik zum größeren Teil durch 
eine zweckgebundene Gebarung finanziert wird, so zeigt sich, dass vor allem die Haushalte 
der selbständig Beschäftigten mit Kindern im Verhältnis zur Einzahlung in den FLAF mehr 
Leistungen beziehen, und bis zur Abschaffung der Selbstträgerschaft trifft dies auch für 
BeamtInnenhaushalte mit Kindern zu. Heute sind nach der Dezilverteilung der Bruttoäquiva-
lenzmarkteinkommen auch 90% der Nicht-Selbständigenhaushalte mit Kindern Nettoempfän-
ger aus dem FLAF, 1991 waren es nur 70%, im Jahr 2000 80%. 

Die österreichische Familienförderung stützt sich sehr stark auf Geldleistungen, sie dürfte damit 
in horizontaler Hinsicht ihre Ziele erreichen. Probleme bestehen aber im Angebot an 
Betreuungsinfrastruktur und damit mit der Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
sowie hinsichtlich der Armutsgefährdung von AlleinerzieherInnen und Mehrkindfamilien. 

Die Verteilungswirkungen des öffentlichen Bildungssystems hängen primär von der Kinderan-
zahl, der Schulbesuchsdauer und dem besuchten Ausbildungstyp ab. Die öffentlichen Schul-
ausgaben liegen 2005 nach der Verteilung der Bruttomarkteinkommen zwischen 7.800 € im 
ersten Drittel und 8.000 € im oberen Drittel bzw. 7.800 € im Durchschnitt. Die Verteilung der 
Ausgaben entspricht demnach im Großen und Ganzen der Verteilung der Anzahl der 
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SchülerInnen über die Einkommensschichten. Ohne Berücksichtigung der Haushaltsgröße 
entfallen über zwei Drittel der Schulausgaben auf die obere Hälfte der Einkommensverteilung. 
Werden dagegen die Haushalte nach dem Äquivalenzeinkommen gruppiert und wird damit 
der Anzahl der Personen im Haushalt Rechnung getragen, so fließen über 60% der Schulaus-
gaben in die untere Einkommenshälfte; 41% in das erste Drittel, 38% in das zweite und 21% in 
das dritte. In Relation zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der betroffenen Haushalte 
machen im unteren Drittel in der Einkommenshierarchie die Schulausgaben 52%, im oberen 
Drittel dagegen nur 12% aus. Die Schulausgaben betragen damit im Durchschnitt 24% der 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und wirken stark progressiv; ihre private Finanzierung wäre 
für die wohlhabenden Haushalte durchaus zumutbar, würde aber in den unteren Ein-
kommensdezilen bei den gegebenen Standards kaum erschwinglich sein.  

Im Zusammenhang mit der Diskussion um die Studiengebühren gilt Analoges für die Hoch-
schulausgaben. Da StudentInnen, die in eigenen Haushalten leben, nicht ihren Elternhaus-
halten zugerechnet werden konnten, weisen sie relativ niedrige Einkommen aus, sodass nach 
den vorliegenden Daten auf Basis der Äquivalenzeinkommen die Studierenden mit 70% in 
den unteren zwei Dritteln der Haushalte vertreten sind. Danach entfällt mit 36,6% auf das 
untere Drittel der größte Anteil an Hochschulausgaben, auf das mittlere 35,7% und das obere 
27,7%. StudentInnen, die in eigenen Haushalten leben, weisen wohl sehr niedrige Einkommen 
aus, kommen aber eher aus wohlhabenderen Schichten. Werden nur Studierende, die bei 
ihren Eltern wohnen, betrachtet, so fließen in das erste Drittel 23%, in das zweite 39% und in 
das obere 38% der Hochschulausgaben. 

Für das erste Drittel der Nicht-Selbständigenhaushalte, in denen StudentInnen leben, 
belaufen sich die Hochschulausgaben auf 60% der Äquivalenzmarkteinkommen, im mittleren 
auf 22% und im oberen auf gut 11%; im 1. Dezil betragen sie dagegen 130% der Äquivalenz-
markteinkommen. Selbst bezogen auf die Bruttoäquivalenzgesamteinkommen  also unter 
Berücksichtigung aller Transfers  würden sich im 1. Dezil die Hochschulausgaben auf über 
90% belaufen. Auch für die Hochschulausgaben ist der Progressionsgrad seit der letzten 
Studie und seit 2000 deutlich gestiegen.  

Das öffentliche Gesundheitssystem bildet eine der größten Ausgabenkategorien mit erheb-
lichem Umverteilungspotential  primär erfolgt damit eine horizontale Verteilung von den 
Gesunden zu den Kranken. Die Gesundheitsausgaben weisen einen sehr engen Zusammen-
hang mit dem Alter auf. PensionistInnen nehmen aufgrund der häufigeren Arztbesuche und 
Krankenhausaufenthalte die höchsten Gesundheitsaufwendungen in Anspruch.  

Im Jahr 2005 entfallen auf Basis der Äquivalenzmarkteinkommen 53% der Gesundheitsleistun-
gen auf die untere Einkommenshälfte. In Relation zum Äquivalenzmarkteinkommen betragen 
die öffentlichen Gesundheitsleistungen im 1. Dezil fast 70%, im ersten Drittel 36%, im mittleren 
Drittel 16% und im oberen 7½%. Während seit 2000 im Durchschnitt die Gesundheitsausgaben 
in Relation zum Einkommen um gut ½ Prozentpunkt gestiegen sind, hat sich deren Verteilung 
kaum verändert, die Gesundheitsausgaben wirken eindeutig progressiv. 
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Stark umverteilend wirken auch die Ausgaben für Pflegegeld: In der Äquivalenzeinkommens-
betrachtung fließen 60% der Pflegegeldleistungen in das untere Drittel der Verteilung und 
belaufen sich auf rund 29% des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens der betroffenen Haushal-
te, auf das mittlere und das obere Drittel entfallen jeweils 20% mit einer Relation zu den Markt-
einkommen von 13% bzw. 8½%.   

Weniger eindeutig sind die Verteilungseffekte der Wohnbauförderung: Von der Objektförde-
rung, die im Wesentlichen die Wohnbauförderdarlehen und die Annuitäten- und Zinszuschüs-
sen umfasst und rund 90% der Mittel verteilt, gehen eher regressive, von den Wohn- und 
Mietbeihilfen als subjektive Förderinstrumente dagegen eindeutig progressive Wirkungen aus. 
Indirekt dürfte aber auch die Objektförderung durch ein größeres Wohnungsangebot und 
damit niedrigere Mieten in einem nicht zu vernachlässigendem Ausmaß niedrigen Einkom-
mensschichten zugute kommen.  

In dieser Analyse war nur die Subjektförderung direkt den Haushalten, die Wohn- und Mietzins-
beihilfe beziehen, quantitativ zurechenbar. Auf Basis der Verteilung der Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen, finden sich 2005 92% der Haushalte mit Wohn- oder Mietzinsbeihilfen-
bezug in der unteren Hälfte der Verteilung und 8% in der oberen. Gemessen am Gesamtein-
kommen der betroffenen Haushalte betragen diese Beihilfen im 1. Quartil 10%, im 2. Quartil 
gut 5% und darüber rund 2½%.  

Die Umverteilungseffekte der Staatsschulden ergeben sich aus dem Vergleich der Inzidenz 
der Zinsmehreinkommen durch die öffentliche Verschuldung mit der Inzidenz der Steuer, die 
zur Finanzierung dieser Zinszahlungen erforderlich ist. Durch die starke Integration Österreichs 
in die internationalen Finanzmärkte sind nur geringe Zinssteigerungseffekte durch die öffent-
liche Kreditaufnahme zu erwarten. Aus empirischer Sicht werden rund 80% der österreichi-
schen Staatsschuldzertifikate vom Ausland gehalten und das restliche Fünftel nahezu voll-
ständig von inländischen Finanzinstitutionen. Die personelle Zurechnung der zusätzlichen 
Zinseinkünfte auf Haushalte müsste sich auf stark vereinfachende Annahmen stützen und 
würde sich dem Vorwurf der Willkür aussetzen. Eine gehaltvolle empirische Analyse der 
Inzidenz der öffentlichen Verschuldung für Österreich kann deshalb im Rahmen dieser Studie 
nicht vorgenommen werden. 

Die in dieser Studie untersuchten Staatsausgaben wirken in Summe eindeutig progressiv auf 
die Einkommensverteilung, und der Progressionsgrad der monetären und realen öffentlichen 
Transfers hat in den letzten 1½ Jahrzehnten zugenommen. In Relation zu den am Markt erziel-
ten Bruttoeinkommen betragen im Jahr 2005 im unteren Drittel die öffentlichen Leistungen 
(ohne öffentliche Pensionen, die hier als Markteinkommen behandelt werden) 74%, im mitt-
lere Drittel 34% und im oberen 19%. Im Durchschnitt belaufen sich die hier analysierten Staats-
ausgaben, die Nicht-Selbständigenhaushalten zugute kommen, auf 30% der Bruttomarktein-
kommen. Im Jahr 2000 lagen bei einem Durchschnittswert von 28% die entsprechenden 
Werte bei 64% im unteren, 33% im mittleren und 17% im oberen Drittel. Die vergleichbare 
frühere Studie des WIFO weist für 1991 bei einer durchschnittlichen Transferquote (monetäre 
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und reale Transfers in Relation zu den Bruttomarkteinkommen) von 15,6% für die Nicht-Selb-
ständigenhaushalte 31% im ersten, 21% im zweiten und 12% im oberen Drittel aus.  

Die öffentlichen Transfers verbessern damit zum einen die Einkommenssituation in den unteren 
Einkommensschichten substanziell und deutlich mehr als in den oberen, zum anderen nimmt 
bezogen auf die Bruttomarkteinkommen ihre Bedeutung stark zu.  

Trotz der zunehmenden Progression entfallen  ohne Berücksichtigung der Haushaltsgröße 
und -zusammensetzung  auf die obere Hälfte der Einkommenshierarchie mehr (55,3%) 
monetäre und reale Transfers als auf die untere (44,7%). Nur die Arbeitslosengelder, die 
Notstands-, Sozial-, Wohn- und Mietzinsbeihilfe fließen zum überwiegenden Teil in die unteren 
Einkommensschichten. 

Der hohe Anteil an Leistungen in den oberen Einkommensschichten hängt in erster Linie mit 
der Haushaltsgröße zusammen. Die Anzahl der Haushaltsmitglieder ist im ersten Viertel der 
Haushalte mit den niedrigsten Einkommen mit 1,5 Personen nur halb so groß wie im obersten 
(3 Personen) mit den höchsten Einkommen. Die durchschnittliche Haushaltsgröße liegt 2005 
bei 2,2 Personen. 

Durch die Dominanz des horizontalen Verteilungsprinzips in den wohlfahrtsstaatlichen Einrich-
tungen werden große Teile der öffentlichen Mittel unabhängig von der Bedürftigkeit  im 
Großen und Ganzen nach der Personenanzahl in den einzelnen Einkommensschichten  
verteilt: Von den Gesunden zu den Kranken bzw. von den kinderlosen zu den kinderreichen 
Haushalten (Familien- und Bildungspolitik). Im untersten Dezil sind Arbeitslose mit den ent-
sprechenden Transfers und im 2. Dezil PensionistInnen stark vertreten, die zwar viele Gesund-
heitsleistungen, aber wenig Familienleistungen in Anspruch nehmen.  

Für die ökonomische Situation eines Haushalts ist aber nicht nur die Einkommenshöhe 
ausschlaggebend, vielmehr sind auch die Anzahl der Personen, die von diesem Einkommen 
ihren Unterhalt bestreiten müssen, und deren Ansprüche von Bedeutung. Wählt man Äquiva-
lenzeinkommen als Bezugsgröße und gruppiert für das Jahr 2005 die Haushalte nach ihrem 
gewichteten Pro-Kopf-Bruttomarkteinkommen, so kommt der größte Teil der hier untersuchten 
öffentlichen Leistungen der unteren Einkommenshälfte zugute: dem ersten Drittel 43½%, dem 
mittleren rund 31½% und dem oberen 25%.  

Durch die Berücksichtigung der Anzahl der Personen, die vom Haushaltseinkommen ihren 
Lebensunterhalt bestreiten müssen, wird die Umverteilungswirkung deutlich progressiver: Die 
relative Bedeutung dieser Leistungen bezogen auf das äquivalente oder Pro-Kopf-Brutto-
markteinkommen steigt im unteren Drittel auf 84% und sinkt im mittleren und oberen auf 29% 
bzw. 12%.  

Während die öffentlichen Abgaben in Summe über die gesamte Verteilung der Haushalte 
gesehen im Großen und Ganzen proportional wirken und alle Einkommensschichten in 
Relation zu ihren Markteinkommen relativ gleich belasten, wirken die Staatsausgaben stark 
progressiv, sie kommen zum einen bedürftigeren Einkommensschichten in stärkerem Maße 
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zugute als wohlhabenden, zum anderen ist ihre ökonomische Bedeutung für die niedrigen 
Einkommen viel größer.  

Verringerungen des staatlichen Leistungsangebots treffen daher in vielen Fällen  abhängig 
von der Leistungsart  die ärmere Bevölkerung unverhältnismäßig stark, während sie für wohl-
habende Bevölkerungsschichten ohne nennenswerte zusätzliche Belastung über den Markt 
substituiert werden können. 
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7. Umverteilungswirkungen des öffentlichen Sektors  öffentliche Budgets 
und Sozialversicherungsträger 

Alois Guger 

Die Verteilung der Brutto- oder Primäreinkommen wird durch die Aktivitäten des Staates in 
beträchtlichem Ausmaß korrigiert. Die Sekundärverteilung, die Verteilung der Einkommen 
nach Berücksichtigung aller Abgaben und öffentlichen Leistungen, ist deutlich gleichmäßiger 
als die Verteilung der Markteinkommen.  

Für die Umverteilungsanalyse nach Einkommensschichten wurden in dieser Studie nur Haus-
halte ohne selbständig erwerbstätige Haushaltsmitglieder und keine Einkünfte aus selbständi-
ger und unternehmerischer Tätigkeit sowie keine Vermögenserträge untersucht. Da damit 
aber rund 90% aller Haushalte und rund drei Viertel aller Haushaltseinkünfte, rund 90% aller 
Abgaben der privaten Haushalte sowie rund 85% der Staatsausgaben, die Haushalten indivi-
duell zurechenbar sind, erfasst sind, liefern die Ergebnisse im Großen und Ganzen ein umfas-
sendes Bild der Verteilungs- und Umverteilungssituation in Österreich zu Beginn und zur Mitte 
dieses Jahrzehnts.  

7.1 Nettoinzidenz der öffentlichen Haushalte insgesamt 

Die vertikale Umverteilung von den hohen zu den niedrigen Einkommen kommt vor allem 
durch die Staatsausgaben zustande. Das Steuer- und Abgabensystem insgesamt belastet 
zwar verschiedene Einkunftsarten sehr unterschiedlich, wirkt aber bezogen auf die Marktein-
kommen kaum progressiv  die Abgabenleistung der Unselbständigenhaushalte nach Ein-
kommensschichten ist gemessen am Einkommen relativ einheitlich.  

Die obere Einkommenshälfte bezieht zwar mehr öffentliche Leistungen, trägt aber auch mehr 
zur Finanzierung bei. Die untere Hälfte der Nicht-Selbständigenhaushalte bis zu einem monat-
lichen Bruttomarkteinkommen von 2.721 € ist Nettogewinnerin des staatlichen Umverteilungs-
prozesses. Im 1. Dezil machen die empfangenen öffentlichen Leistungen mit rund 1.100 € fast 
das 5-fache der Abgabenleistung von 220 € aus. Im 5. Dezil sind dagegen die öffentlichen 
Transferleistungen mit 920 € kaum höher als die entrichteten Abgaben. Im 10. Dezil betragen 
dagegen die Abgaben mit monatlich 3.350 € fast das 3-fache der empfangenen Leistungen 
von rund 1.200 € (Übersicht 94).  

Ohne Berücksichtigung der Haushaltsgröße wurde im Jahr 2005 der Gini-Koeffizient der Nicht-
Selbständigenhaushalte durch den staatlichen Umverteilungsprozess um rund 30%, von 0,373 
für die Bruttomarkteinkommen auf 0,266 für die Sekundärverteilung reduziert (Übersicht 94). 
Für 2000 sank der Gini-Wert um 27% von 0,367 auf 0,268 (siehe im Anhang Abschnitt 7.5 
Übersicht A7.9.1).  
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Eine realistische Einschätzung der Einkommensverteilung und der Umverteilungswirkungen des 
öffentlichen Sektors muss aber auch die Haushaltsgröße und die Altersstruktur der Haushalts-
mitglieder einbeziehen. Die Anzahl der Haushaltsmitglieder steigt mit der Einkommenshöhe: 
Sie beträgt im Durchschnitt der Nicht-Selbständigenhaushalte 2,2 Personen je Haushalt (2005) 
und steigt von 1,5 Personen im untersten Viertel auf 3 Personen im obersten kontinuierlich an.  

Übersicht 94: Von der Primär- zur Sekundärverteilung der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 

 Primärverteilung 
(Bruttomarkteinkommen) 

Abgaben 
insgesamt 

Monetäre und 
reale Transfers 

Sekundärverteilung 

Bruttomarkt-
einkommen 

Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
In € pro Monat 

  
 1. Dezil 888 459 223 1.111 1.347 
 2. Dezil 1.414 1.172 356 720 1.535 
 3. Dezil 1.851 1.635 523 776 1.888 
 4. Dezil 2.299 2.069 723 816 2.162 
 5. Dezil 2.721 2.511 909 921 2.524 
 6. Dezil 3.218 2.977 1.088 946 2.835 
 7. Dezil 3.865 3.556 1.309 1.046 3.293 
 8. Dezil 4.688 4.240 1.541 1.073 3.772 
 9. Dezil 6.200 5.355 2.003 1.121 4.473 
 10. Dezil Mehr als 6.200 8.761 3.346 1.188 6.604 
  
1. Quartil 1.619 958 325 885 1.518 
2. Quartil 2.721 2.181 769 853 2.265 
3. Quartil 4.213 3.422 1.250 1.009 3.180 
4. Quartil Mehr als 4.213 6.532 2.463 1.141 5.210 
  
1. Terzil 1.986 1.172 399 862 1.635 
2. Terzil 3.664 2.765 1.003 937 2.699 
3. Terzil Mehr als 3.664 5.884 2.205 1.116 4.795 
  
Insgesamt 3.273 1.202 972 3.043 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  

Berücksichtigt man die Haushaltsgröße und -zusammensetzung mittels der Äquivalenzzahlen, 
so wird die Primärverteilung etwas gleichmäßiger und der Umverteilungsprozess stärker: Die 
unteren vier Dezile bis zu einem gewichteten Pro-Kopf-Bruttoeinkommen (Äquivalenzeinkom-
men) von 1.590 € erhalten mehr Leistungen als sie Steuern entrichten. Im 5. Dezil sind mit 580 € 
die empfangenen Transfers fast gleich hoch wie die Abgabenleistungen (Übersicht 96). Vor 
allem im 1. Dezil mit den niedrigsten Einkommen, in dem sich über 60% aller arbeitslosen 
Personen befinden, ändert sich die Einkommensposition durch die sozialstaatlichen Aktivitä-
ten entscheidend: In das 1. Dezil fließen 5,9% der Sekundäreinkommen, womit dieser Anteil 
3-mal so hoch ist wie jener der Markteinkommen (1,8%) und die monetären und realen Trans-
ferleistungen der öffentlichen Hand belaufen sich für die 10% der Nicht-Selbständigenhaus-
halte mit den geringsten Einkommen auf das 2½-fache ihrer Markteinkommen, während das 
oberste Dezil im Vergleich zu den Markteinkommen 30% verliert. Der Gini-Koeffizient verringert 



–  324  – 

   

sich durch die staatliche Umverteilung um 45% von 0,335 für die Primärverteilung auf 0,185 für 
die Sekundärverteilung (Übersicht 97). Die Umverteilungswirkung der öffentlichen Haushalte 
war damit 2005 etwa gleich stark wie im Jahr 2000 (44%; Übersicht A7.9.2).  

Stellt man zusammenfassend die monetären und realen Transferleistungen den Abgaben 
gegenüber, die in dieser Analyse berücksichtigt werden konnten, sind die 40% der Nicht-Selb-
ständigenhaushalte mit den niedrigsten Markteinkommen die Nettogewinner des Umvertei-
lungsprozesses; sie erhalten mehr an öffentlichen Leistungen als sie an Steuern und Abgaben 
zahlen.  

Übersicht 95: Verteilung der Primär- und Sekundärverteilung der Nicht-Selbständigenhaus-
halte, 2005 
 

 Primärverteilung 
(Bruttomarkt-
einkommen) 

Abgaben insgesamt Monetäre und reale 
Transfers 

Sekundärverteilung 

Bruttomarkt-
einkommen 

Anteile in % Anteile in % Gemessen 
am Einkom-

men in % 

Anteile in % Gemessen 
am Einkom-

men in % 

Anteile in % Gemessen 
am Einkom-

men in % 
  

 1. Dezil 1,4 1,9 48,6 11,4 241,8 4,4 293,2 
 2. Dezil 3,6 3,0 30,4 7,4 61,5 5,0 131,1 
 3. Dezil 5,0 4,3 32,0 8,0 47,5 6,2 115,5 
 4. Dezil 6,3 6,0 34,9 8,4 39,4 7,1 104,5 
 5. Dezil 7,7 7,6 36,2 9,5 36,7 8,3 100,5 
 6. Dezil 9,1 9,0 36,5 9,7 31,8 9,3 95,2 
 7. Dezil 10,9 10,9 36,8 10,8 29,4 10,8 92,6 
 8. Dezil 13,0 12,8 36,3 11,1 25,3 12,4 89,0 
 9. Dezil 16,4 16,7 37,4 11,5 20,9 14,7 83,5 
 10. Dezil 26,8 27,8 38,2 12,2 13,6 21,7 75,4 
  
1. Quartil 7,3 6,8 33,9 22,8 92,4 12,5 158,5 
2. Quartil 16,7 16,0 35,2 22,0 39,1 18,6 103,9 
3. Quartil 26,1 26,0 36,5 25,9 29,5 26,1 92,9 
4. Quartil 49,9 51,3 37,7 29,4 17,5 42,8 79,8 
  
1. Terzil 11,9 11,1 34,0 29,6 73,6 17,9 139,6 
2. Terzil 28,2 27,8 36,3 32,1 33,9 29,6 97,6 
3. Terzil 59,9 61,1 37,5 38,3 19,0 52,5 81,5 
  
Insgesamt 100,0 100,0 36,7 100,0 29,7 100,0 93,0 
  
Gini-Koeffizient 0,373 0,388 0,059 0,266 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. 
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Übersicht 96: Von der äquivalenten Primär- zur äquivalenten Sekundärverteilung: Gewichtete 
Pro-Kopf-Einkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 

 Äquivalente Primärverteilung 
(Bruttoäquivalenzmarkteinkommen) 

Äquivalente 
Abgaben 
insgesamt 

Äquivalente 
monetäre und 
reale Transfers 

Äquivalente 
Sekundärverteilung 

Bruttoäquiva-
lenzmarktein-
kommen 

Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
In € pro Monat 

  
 1. Dezil 793 385 205 947 1.127 
 2. Dezil 1.073 923 286 686 1.323 
 3. Dezil 1.342 1.219 407 658 1.470 
 4. Dezil 1.590 1.466 486 598 1.578 
 5. Dezil 1.839 1.712 584 576 1.704 
 6. Dezil 2.126 1.977 695 520 1.801 
 7. Dezil 2.471 2.295 806 486 1.974 
 8. Dezil 2.898 2.677 962 444 2.159 
 9. Dezil 3.702 3.246 1.241 421 2.426 
 10. Dezil Mehr als 3.702 5.393 2.085 400 3.709 
  
1. Quartil 1.218 752 276 786 1.261 
2. Quartil 1.839 1.529 511 601 1.619 
3. Quartil 2.679 2.224 784 494 1.933 
4. Quartil Mehr als 2.679 4.010 1.531 415 2.894 
  
1. Terzil 1.416 895 315 749 1.330 
2. Terzil 2.338 1.856 641 544 1.759 
3. Terzil Mehr als 2.338 3.635 1.371 428 2.692 
  
Insgesamt 2.129 776 574 1.927 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  
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Übersicht 97: Verteilung der äquivalenten Primär- und Sekundärverteilung der Nicht-Selbstän-
digenhaushalte, 2005 
 

 Äquivalente 
Primärverteilung 

(Bruttoäquivalenz-
markteinkommen) 

Äquivalente Abgaben 
insgesamt 

Äquivalente monetäre 
und reale Transfers 

Äquivalente 
Sekundärverteilung 

Bruttoäquiva-
lenzmarktein-
kommen 

Anteile in % Anteile in % Gemessen 
am Einkom-

men in % 

Anteile in % Gemessen 
am Einkom-

men in % 

Anteile in % Gemessen 
am Einkom-

men in % 
  

 1. Dezil 1,8 2,7 53,3 16,6 246,0 5,9 292,7 
 2. Dezil 4,3 3,7 31,0 11,9 74,4 6,8 143,4 
 3. Dezil 5,7 5,2 33,4 11,5 54,0 7,6 120,6 
 4. Dezil 6,9 6,3 33,1 10,4 40,8 8,2 107,7 
 5. Dezil 8,0 7,5 34,1 10,0 33,6 8,8 99,5 
 6. Dezil 9,3 9,0 35,2 9,1 26,3 9,4 91,1 
 7. Dezil 10,8 10,4 35,1 8,5 21,2 10,2 86,0 
 8. Dezil 12,6 12,4 35,9 7,7 16,6 11,2 80,7 
 9. Dezil 15,2 16,0 38,2 7,3 13,0 12,6 74,7 
 10. Dezil 25,3 26,9 38,7 7,0 7,4 19,2 68,8 
  
1. Quartil 8,8 8,9 36,7 34,2 104,5 16,4 167,7 
2. Quartil 18,0 16,5 33,4 26,2 39,3 21,0 105,9 
3. Quartil 26,1 25,3 35,3 21,5 22,2 25,1 86,9 
4. Quartil 47,1 49,4 38,2 18,1 10,3 37,6 72,2 
  
1. Terzil 14,0 13,5 35,2 43,5 83,7 23,0 148,5 
2. Terzil 29,1 27,5 34,5 31,6 29,3 30,4 94,8 
3. Terzil 56,9 58,9 37,7 24,9 11,8 46,6 74,1 
  
Insgesamt 100,0 100,0 36,4 100,0 26,9 100,0 90,5 
  
Gini-Koeffizient 0,335 0,354 0,144 0,185 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. 

Jeder Umverteilungsprozess hat GewinnerInnen und VerliererInnen: Werden die Haushalte, 
die ursprünglich nach der Höhe ihrer Bruttomarkteinkommen sortiert sind, nach dem Umver-
teilungsprozess auf Basis der Sekundäreinkommen neu gruppiert, so wechseln GewinnerInnen 
und VerliererInnen in der Einkommenshierarchie ihre Position und der am Gini-Koeffizient 
gemessene Umverteilungseffekt ist geringer: Der Gini-Koeffizient der neu gruppierten Sekun-
därverteilung ist mit 0,217 für 2005 um 35% niedriger als jener der Primärverteilung 
(Übersicht 98). Im Jahr 2000 war der Rückgang etwa gleich stark (Übersicht A7.9.3). Seit 
Beginn der neunziger Jahre hat aber die Umverteilungswirkung zugenommen: 1991 sank der 
Gini-Koeffizient der Äquivalenzeinkommen durch den Umverteilungsprozess nach der Neu-
gruppierung um 30%.   
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Übersicht 98: Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und äquivalente Sekundärverteilung der 
Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 

 Bruttoäquivalenzmarkteinkommen   Äquivalente Sekundärverteilung 
 Grenzen Durchschnitt   Grenzen Durchschnitt 

Bruttoäquiva-
lenzmarkt-
einkommen 

 In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

 Äquivalente 
Sekundär-
verteilung 

 In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

       
 1. Dezil 793 385 1,8   1. Dezil 1.110 838 4,3 
 2. Dezil 1.073 923 4,3   2. Dezil 1.316 1.224 6,4 
 3. Dezil 1.342 1.219 5,7   3. Dezil 1.488 1.405 7,3 
 4. Dezil 1.590 1.466 6,9   4. Dezil 1.644 1.572 8,2 
 5. Dezil 1.839 1.712 8,0   5. Dezil 1.796 1.720 8,9 
 6. Dezil 2.126 1.977 9,3   6. Dezil 1.944 1.871 9,7 
 7. Dezil 2.471 2.295 10,8   7. Dezil 2.117 2.029 10,5 
 8. Dezil 2.898 2.677 12,6   8. Dezil 2.355 2.224 11,5 
 9. Dezil 3.702 3.246 15,2   9. Dezil 2.790 2.545 13,2 
 10. Dezil Mehr als 3.702 5.393 25,3   10. Dezil Mehr als 2.790 3.840 19,9 

 
1. Quartil 1.218 752 8,8  1. Quartil 1.406 1.098 14,2 
2. Quartil 1.839 1.529 18,0  2. Quartil 1.796 1.606 20,8 
3. Quartil 2.679 2.224 26,1  3. Quartil 2.218 1.993 25,9 
4. Quartil Mehr als 2.679 4.010 47,1  4. Quartil Mehr als 2.218 3.011 39,1 

 
1. Terzil 1.416 895 14,0  1. Terzil 1.545 1.192 20,6 
2. Terzil 2.338 1.856 29,1  2. Terzil 2.058 1.797 31,1 
3. Terzil Mehr als 2.338 3.635 56,9  3. Terzil Mehr als 2.058 2.792 48,3 

 
Insgesamt 2.129 100,0  Insgesamt 1.927 100,0 

 
Gini-Koeffizient 0,335  0,217 

Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. 

7.2 Inzidenz der Steuern und Abgaben 

Die Steuern und Abgaben wirken in Österreich kaum umverteilend. Die progressive Wirkung 
der Einkommensbesteuerung wird durch die regressive Wirkung der Sozialabgaben und der 
indirekten Steuern auf Güter und Dienstleistungen wieder weitgehend ausgeglichen.  

Die Umverteilungswirkung der Staatseinnahmen wurde in den letzten 1½ Jahrzehnten in Öster-
reich in Summe regressiver. Obwohl sehr niedrige Einkommen heute von der Einkommens-
steuer völlig befreit sind, ist die Abgabenbelastung insgesamt in Relation zum Einkommen für 
niedrige Einkommen stärker gestiegen als für hohe.  

Da in dieser Studie Pensionen wie Markteinkommen behandelt werden und von Pensionen 
keine Pensions- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge entrichtet werden, kann sich die 
Einschätzung des Progressionsgrades der Abgaben nur auf Unselbständigenhaushalte 
stützen.  
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Bezogen auf die Markteinkommen wirken die Abgaben regressiv: Unter Berücksichtigung der 
Haushaltsgröße liegt für die Unselbständigenhaushalte im ersten Drittel die Abgabenbelas-
tung bei 40,2% der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, im mittleren bei 37,9% und im oberen 
Drittel bei schwach 40% (Abbildung 28). 

In den niedrigen Einkommensgruppen kommt aber den indirekten Steuern und den Transfers 
erhebliche Bedeutung zu. Durch die Zunahme von Teilzeitbeschäftigung sanken die Erwerbs-
einkommen; Arbeitslosengelder sowie das Kinderbetreuungsgeld spielen heute eine deutlich 
größere Rolle als zu Beginn der neunziger Jahre, dem Basisjahr der letzten vergleichbaren 
Studie.  

Um dieser zunehmenden Bedeutung der öffentlichen Transfers in der Einschätzung der 
Verteilungswirkungen  vor allem der indirekten Steuern  Rechnung zu tragen, wird der 
Progressionsgrad des gesamten Abgabensystems hier auf Basis der Bruttogesamteinkommen 
(einschließlich monetärer Transfers) der Unselbständigenhaushalte162) beurteilt (Abbildung 29): 
Gemessen an den Bruttoäquivalenzgesamteinkommen ergibt sich daraus für das Jahr 2005 
eine durchschnittliche Abgabenquote von 37,6%. Sie bewegt sich zwischen 37,3% im 1. Dezil, 
sinkt dann auf den niedrigsten Wert von 33,2% im dritten und steigt auf 40% im obersten Dezil. 
Auf Basis der Gesamteinkommen ergibt sich damit eine leicht progressive Umverteilungs-
wirkung des Abgabensystems.  

Obwohl in den letzten Jahrzehnten im Rahmen der Einkommensteuerreformen die niedrigen 
Einkommen spürbar entlastet wurden, ist vor allem durch die zunehmende Bedeutung der 
indirekten Steuern in den unteren Einkommensschichten die Abgabenbelastung größer 
geworden. Da bereits über 40% der EinkommensbezieherInnen keine Einkommensteuer zah-
len, werden Bemühungen zur Entlastung niedriger Einkommen und zur Stärkung des Prinzips 
der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit um eine Reform der Finanzierung des Sozialstaa-
tes nicht umhinkommen. 

7.3 Verteilungswirkungen der Staatsausgaben 

In den österreichischen Sozialsystemen dominieren universelle Leistungen, die unabhängig 
vom Einkommen allen Anspruchsberechtigten zustehen. Bedarfs- bzw. einkommensgeprüfte 
Leistungen sind auf die Sozial- und die Notstandshilfe sowie auf regionale monetäre und reale 
Leistungen (Kleinkindbeihilfe, Familienzuschüsse, Kindergärten und Pflegeheime) beschränkt. 
Die Sozialversicherung ist vorrangig nach dem Versicherungsprinzip organisiert; die Leistungen 
hängen von den Beiträgen und damit vom früheren Einkommen ab. Das Solidaritätselement 
ist begrenzt und eher moderat ausgebildet. Trotzdem gehen progressive Umverteilungseffek-
te der Staatstätigkeit in Österreich fast ausschließlich von den Staatsausgaben aus.  
                                                      
162)  Die Nicht-Selbständigenhaushalte können aus methodischen Gründen in dieser Studie nicht zur Einschätzung der 
Verteilungswirkung der Abgaben herangezogen werden, da die Pensionen wie Markteinkommen behandelt wer-
den, von denen keine Pensions- und Arbeitslosenbeiträge bezahlt werden. Internationale Vergleichsstudien behan-
deln Pensionen als Transfers.  
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Abbildung 28: Abgaben gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Unselb-
ständigenhaushalte, 2000 und 2005 
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Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  ¹) Arbeitnehmer-
Innenbeiträge. 

Abbildung 29: Abgaben gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen der Unselb-
ständigenhaushalte, 2000 und 2005 
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Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  ¹) Arbeitnehmer-
Innenbeiträge. 
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Die öffentlichen Leistungen stehen in engem Zusammenhang mit der Anzahl der Personen. 
Da mit steigendem Einkommen die Haushaltsgröße zunimmt, sind die öffentlichen Transfers je 
Haushalt in den oberen Einkommensdezilen größer als in den unteren. Nur im 1. Dezil sind sie 
mit 1.100 € monatlich gleich hoch wie im obersten Fünftel der Verteilung (Übersicht 94). Trotz-
dem wirken die Staatsausgaben stark progressiv, da in Relation zum Einkommen und zur 
Abgabenleistung die Transfers mit steigendem Einkommen stark sinken: Für Nicht-Selb-
ständigenhaushalte von rund 74% im ersten Drittel auf rund 34% im zweiten und 19% im dritten 
(Übersicht 95). 

Unter Berücksichtigung der Anzahl der Haushaltsmitglieder und deren Altersstruktur nimmt die 
progressive Wirkung der Ausgaben merklich zu: Dem unteren Drittel der Nicht-Selbständigen-
haushalte, das 14% der äquivalenten Markteinkommen bezieht, kommen 43,5% aller Transfer-
leistungen zugute. Auf das mittlere mit einem Anteil der Markteinkommen von gut 29% entfal-
len rund 31½% der öffentlichen Leistungen und das obere Drittel erhält mit fast 57% der Markt-
einkommen rund ein Viertel der Leistungen. Auch der negative Gini-Koeffizient für die Staats-
ausgaben von 0,144 signalisiert deutlich, dass die niedrigen Einkommensschichten überpro-
portional von den Staatsausgaben profitieren (Übersicht 97). 

Gruppiert nach dem gewichteten Pro-Kopf-Einkommen sinken die öffentlichen Leistungen 
nicht nur relativ, sondern auch absolut mit steigendem Markteinkommen, von rund 950 € 
gewichteten Pro-Kopf-Transfers im 1. Dezil auf 580 € im 5. Dezil und 400 € im obersten 
(Abbildung 30). Ihre mit steigendem Einkommen sinkende ökonomische Bedeutung kommt 
gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen deutlich zum Ausdruck: Im ersten Drittel 
belaufen sich die öffentlichen Transfers auf 84% der Markteinkommen, im mittleren auf 
schwach 30% und im oberen Drittel auf fast 12% (Übersicht 96).  

Vor allem im 1. Dezil, in dem Arbeitslose und andere BezieherInnen von Transfers sehr stark 
vertreten sind, hat die Bedeutung öffentlicher Leistungen in den letzten 1½ Jahrzehnten stark 
zugenommen. Im Jahr 2005 betragen sie das 2½-fache der Markteinkommen, im Jahr 2000 
das 1½-fache und zu Beginn der neunziger Jahre rund 80%. Die Hauptursachen liegen zum 
einen in Entwicklungen am Arbeitsmarkt und in der Arbeitswelt begründet; in der starken 
Zunahme der Arbeitslosigkeit und in sinkenden Markteinkommen durch die kräftige Auswei-
tung von Teilzeitbeschäftigung und atypischen Beschäftigungsverhältnissen. Zum anderen 
kam es in der Familienpolitik  insbesondere mit dem Kinderbetreuungsgeld  zu spürbaren 
Leistungsausweitungen, die im 1. Dezil ihren Niederschlag finden. 

In Abbildung 31 wird der Umverteilungsprozess und die relative Bedeutung der einzelnen 
Ausgaben in Relation zum äquivalenten Bruttomarkteinkommen graphisch dargestellt und in 
Übersicht 99 finden sich die entsprechenden Werte. 
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Abbildung 30: Äquivalenzeinkommen und äquivalente monetäre und reale Transfers nach 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
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Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. 

Übersicht 99: Verteilung der äquivalente monetären und realen Transfers nach Bruttoäquiva-
lenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 

 Äquivalente 

Bruttoäqui-
valenz-
marktein-
kommen 

Gesundheits-
leistungen und 

Pflegegeld 

Bildungs-
leistungen 

Familien-
leistungen 

Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe, 

Sozialhilfe 

Wohnbeihilfen Hinterbliebenen-
leistungen 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

  
 1. Dezil 300 9,4 176 14,5 112 14,5 301 71,2 17 47,3 41 51,2 
 2. Dezil 401 12,5 142 11,6 100 12,9 29 6,8 10 29,0 4 3,3 
 3. Dezil 380 11,9 127 10,4 108 14,1 32 7,7 2 6,3 7 9,0 
 4. Dezil 330 10,3 143 11,7 91 11,8 27 6,3 3 8,7 4 3,6 
 5. Dezil 316 9,9 149 12,2 94 12,1 7 1,7 1 3,4 9 10,2 
 6. Dezil 302 9,5 129 10,6 80 10,4 5 1,2 1 2,8 3 3,1 
 7. Dezil 301 9,4 106 8,6 61 7,8 11 2,6 0 0,2 8 9,1 
 8. Dezil 296 9,3 92 7,5 46 6,0 7 1,6 1 1,5 2 2,4 
 9. Dezil 273 8,5 96 7,8 46 6,0 3 0,6 0 0,3 3 3,6 
 10. Dezil 298 9,3 63 5,1 34 4,4 1 0,3 0 0,5 4 4,5 
  
1. Quartil 351 27,5 155 31,7 107 34,8 140 82,7 12 81,2 20 62,1 
2. Quartil 340 26,6 140 28,7 95 30,6 19 11,0 2 13,5 5 15,2 
3. Quartil 301 23,5 115 23,5 65 21,1 7 4,1 0 3,3 5 13,5 
4. Quartil 287 22,4 79 16,2 42 13,5 4 2,2 0 2,1 3 9,1 
  
1. Terzil 355 37,0 148 40,4 108 46,7 112 88,3 9 88,2 16 63,5 
2. Terzil 311 32,4 135 36,7 80 34,4 11 8,8 1 9,2 6 23,5 
3. Terzil 293 30,5 84 22,9 44 18,8 4 2,9 0 2,6 4 13,0 
  
Insgesamt 320 100,0 122 100,0 77 100,0 42 100,0 4 100,0 8 100,0 
  
Gini-Koeffizient 0,045 0,135 0,193 0,723 0,671 0,442 

Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. Zu den äquivalenten monetären und realen Transfers insgesamt siehe 
Übersicht 97. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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Abbildung 31: Struktur des Umverteilungsprozesses: Nettoäquivalenzmarkteinkommen, äqui-
valente öffentliche Transfers gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selb-
ständigenhaushalte nach Einkommensdezilen, 2005 
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Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. 

Übersicht 100: Äquivalente monetäre und reale Transfers sowohl gemessen am als auch nach 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 

 Äquivalente 

Bruttoäqui-
valenz-
marktein-
kommen 

Gesundheits-
leistungen und 

Pflegegeld 

Bildungs-
leistungen 

Familien-
leistungen 

Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe, 

Sozialhilfe 

Wohnbeihilfen Hinterbliebenen-
leistungen 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

  
 1. Dezil 78,0 31,7 45,8 18,6 29,0 11,8 78,2 31,8 4,4 1,8 10,6 4,3 
 2. Dezil 43,5 58,5 15,4 20,8 10,8 14,5 3,1 4,2 1,1 1,5 0,4 0,5 
 3. Dezil 31,2 57,8 10,4 19,3 8,9 16,5 2,7 4,9 0,2 0,3 0,6 1,1 
 4. Dezil 22,5 55,2 9,8 24,0 6,2 15,2 1,8 4,5 0,2 0,5 0,2 0,6 
 5. Dezil 18,5 54,9 8,7 25,8 5,5 16,3 0,4 1,3 0,1 0,2 0,5 1,5 
 6. Dezil 15,3 58,1 6,5 24,8 4,1 15,4 0,2 0,9 0,1 0,2 0,1 0,5 
 7. Dezil 13,1 61,9 4,6 21,7 2,6 12,5 0,5 2,3 0,0 0,0 0,3 1,6 
 8. Dezil 11,1 66,7 3,4 20,7 1,7 10,3 0,3 1,6 0,0 0,1 0,1 0,5 
 9. Dezil 8,4 64,8 3,0 22,8 1,4 11,0 0,1 0,6 0,0 0,0 0,1 0,8 
 10. Dezil 5,5 74,5 1,2 15,7 0,6 8,5 0,0 0,3 0,0 0,0 0,1 0,9 
  
1. Quartil 46,7 44,7 20,6 19,7 14,3 13,7 18,7 17,9 1,5 1,5 2,7 2,6 
2. Quartil 22,2 56,6 9,2 23,3 6,2 15,7 1,2 3,1 0,1 0,3 0,3 0,9 
3. Quartil 13,5 61,0 5,2 23,3 2,9 13,2 0,3 1,4 0,0 0,1 0,2 1,0 
4. Quartil 7,2 69,2 2,0 19,1 1,0 10,0 0,1 0,9 0,0 0,1 0,1 0,8 
  
1. Terzil 39,7 47,4 16,6 19,8 12,1 14,4 12,6 15,0 1,1 1,3 1,7 2,1 
2. Terzil 16,8 57,2 7,3 24,8 4,3 14,7 0,6 2,1 0,1 0,2 0,3 1,1 
3. Terzil 8,1 68,4 2,3 19,6 1,2 10,2 0,1 0,9 0,0 0,1 0,1 0,8 
  
Insgesamt 15,0 55,7 5,7 21,3 3,6 13,5 2,0 7,4 0,2 0,6 0,4 1,5 

Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. Zu den äquivalenten monetären und realen Transfers insgesamt siehe 
Übersicht 97.  ¹) Gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen.  ²) Anteile an den monetären und realen Trans-
fers insgesamt. 
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Die progressivsten öffentlichen Leistungen bilden die Ausgaben, die mit der Arbeitslosigkeit in 
Zusammenhang stehen, die Sozialhilfe und die Wohnbeihilfe; fast 90% dieser Ausgaben 
entfallen auf das untere Terzil in der Einkommenshierarchie. Sie kommen unabhängig davon, 
ob man die Haushaltsgröße berücksichtigt oder nicht, überproportional den untersten 
Einkommensschichten zugute (Übersicht 99). 

Unter Berücksichtigung der Haushaltsgröße fließt auch fast die Hälfte der Familien- und der 
Hinterbliebenenleistungen in das untere Einkommensdrittel. Vor allem die Leistungen, die um 
die Geburt bzw. in den ersten Lebensjahren der Kinder und für Mehrkindfamilien ausgegeben 
werden, kommen eher niedrigen Einkommensgruppen zugute. Obwohl in der österreichi-
schen Familienpolitik das horizontale Verteilungsprinzip dominiert, wirken die Familienleistun-
gen auch in beträchtlichem Ausmaß vertikal umverteilend. Sie betragen für die Nicht-Selb-
ständigenhaushalte im Durchschnitt nur 3,6% der Markteinkommen, für die betroffenen Haus-
halte mit Kindern aber 13,8%, im 1. Dezil sogar 85%, im 1. Terzil gut ein Drittel der Markteinkom-
men und im obersten Terzil 5,7%. 

Die österreichische Familienförderung stützt sich sehr stark auf Geldleistungen, sie dürfte damit 
in horizontaler Hinsicht ihre Ziele erreichen. Probleme bestehen aber hinsichtlich der Armuts-
gefährdung von AlleinerzieherInnen und Mehrkindfamilien und des Angebots an Betreuungs-
infrastruktur. Sowohl hinsichtlich der Verteilung von Ressourcen und Freizeit zwischen kinder-
losen und kinderbetreuenden Haushalten als auch zwischen Frauen und Männern wird die 
Bedeutung sozialer Dienste in der österreichischen Familienpolitik unterschätzt: Betrachtet 
man die Gesamtarbeitszeit von Erwerbs- und unbezahlter Betreuungs- und Hausarbeit in 
Haushalten mit Kleinkindern, so arbeiten Frauen in der Altersgruppe der 30- bis 34-Jährigen 
70 Stunden in der Woche und Männer 48 Stunden. 

Die größten Ausgabenbereiche bilden aber die Gesundheits- und die Bildungsausgaben. 
Während auf die Familienleistungen (13,5%) und auf die Leistungen aus der Arbeitslosenver-
sicherung und der Sozialhilfe (rund 7,5%) nur ein gutes Fünftel der hier untersuchten monetä-
ren und realen Transfers kommen, machen die öffentlichen Gesundheitsausgaben gut die 
Hälfte und die Bildungsausgaben ein Fünftel aus. 

Die Gesundheitsleistungen (einschließlich Pflegegeld) hängen eng mit dem Lebensalter 
zusammen und fallen daher mit 37% überproportional im unteren Drittel der Verteilung an, wo 
der Großteil der PensionistInnen vertreten ist; auf das mittlere kommen gut 32% und auf das 
obere Drittel 30½%. Im Durchschnitt belaufen sich die öffentlichen Gesundheitsausgaben auf 
15% der Markteinkommen, im unteren Drittel auf knapp 40%, im mittleren auf knapp 17% und 
im obersten auf gut 8%.  

Die Verteilungswirkungen des öffentlichen Bildungssystems hängen primär von der Kinderan-
zahl, der Schulbesuchsdauer und dem besuchten Ausbildungstyp ab. Die Bildungsausgaben 
verteilen sich demnach im Großen und Ganzen wie die SchülerInnen und StudentInnen: Über 
75% der Bildungsausgaben fließen in die unteren zwei Einkommensdrittel, auf das obere Drittel 
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entfallen 23%. Die Bildungsausgaben aller Haushalte betragen schwach 6% der Marktein-
kommen. Bezieht man sie aber nur auf die jeweils betroffenen Haushalte, belaufen sich die 
Schulausgaben für die Haushalte mit SchülerInnen auf 24% ihrer Markteinkommen und die 
Hochschulausgaben für die Haushalte mit StudentInnen auf gut 20%. Allerdings mit stark 
progressiver Wirkung: im unteren Drittel der Haushalte mit SchülerInnen oder StudentInnen 
betragen die öffentlichen Schulausgaben gut die Hälfte der Markteinkommen im oberen 
Drittel rund 12%. Die private Finanzierung der Ausbildungskosten wäre also wohlhabenden 
Haushalten zumutbar, würde aber in den unteren Einkommensdezilen bei den gegebenen 
Standards kaum erschwinglich sein.  

Die Verteilungseffekte der Wohnbauförderung sind weniger eindeutig: Die Instrumente der 
Subjektförderung, die Wohn- und die Mietzinsbeihilfe, gehören zu den progressivsten Maßnah-
men; Rund 95% der Mittel entfallen auf die untere Hälfte der Verteilung. Von der Objekt-
förderung, die im Wesentlichen die Wohnbauförderungsdarlehen und die Annuitäten- und 
Zinszuschüsse umfasst und rund 90% der Mittel verteilt, gehen eher regressive Wirkungen aus. 
Nur indirekt über ein größeres Wohnungsangebot und damit niedrigere Mieten dürfte die 
Objektförderung niedrigen Einkommensschichten zugute kommen.  

Am stärksten kommen den oberen Einkommensschichten die objektbezogene Wohnbauför-
derung und der Unterhaltsabsetzbetrag zugute. 

7.4 Schlussfolgerung 

Während die öffentlichen Abgaben insgesamt über die gesamte Verteilung der Haushalte 
gesehen im Großen und Ganzen proportional wirken und alle Einkommensschichten in 
Relation zu ihren Markteinkommen relativ gleich belasten, wirken die Staatsausgaben stark 
progressiv, sie kommen zum einen bedürftigeren Einkommensschichten in stärkerem Maße 
zugute als wohlhabenden, zum anderen ist ihre ökonomische Bedeutung für die niedrigen 
Einkommen viel größer. 

In Österreich dominieren das horizontale Verteilungsprinzip und universelle wohlfahrts-
staatliche Leistungen. Obwohl große Teile der öffentlichen Mittel unabhängig von der Bedürf-
tigkeit verteilt werden, wirken die wohlfahrtsstaatlichen Leistungen stärker umverteilend als 
die selektiven streng bedarfsgeprüften Leistungen in den Wohlfahrtssystemen anglo-amerika-
nischer Prägung. Werden die Wohlhabenden von den Wohlfahrtssystemen ausgeschlossen 
und sozialstaatliche Leistungen nur auf die Bedürftigen fokussiert, stößt der Sozialstaat rasch 
an Finanzierungsgrenzen und die Leistungen für die Armen bleiben ärmlich ausgestattete 
Leistungen.  

Verringerungen des staatlichen Leistungsangebots treffen daher in der Regel die ärmere 
Bevölkerung unverhältnismäßig stark, während sie für wohlhabende Bevölkerungsschichten 
ohne nennenswerte zusätzliche Belastung über den Markt substituiert werden können.  
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7.5 Anhang 

Übersicht A7.9.1: Bruttomarkteinkommen, Abgaben insgesamt, monetäre und reale Transfers 
und Sekundärverteilung nach Bruttomarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 
2000 
 

 Bruttomarkteinkommen Abgaben insgesamt Monetäre und reale 
Transfers 

Sekundärverteilung 

 Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 

Bruttomarkt-
einkommen 

In € pro Monat In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

  
 1. Dezil 859 513 1,7 190 1,7 791 9,4 1.114 4,0 
 2. Dezil 1.324 1.071 3,5 296 2,6 577 6,8 1.352 4,9 
 3. Dezil 1.723 1.523 5,0 475 4,2 746 8,9 1.794 6,5 
 4. Dezil 2.102 1.927 6,3 707 6,2 754 9,0 1.974 7,1 
 5. Dezil 2.556 2.325 7,6 860 7,6 816 9,7 2.281 8,2 
 6. Dezil 3.086 2.808 9,2 1.023 9,0 925 11,0 2.711 9,8 
 7. Dezil 3.695 3.392 11,1 1.262 11,1 923 11,0 3.052 11,0 
 8. Dezil 4.469 4.052 13,2 1.517 13,4 872 10,4 3.407 12,3 
 9. Dezil 5.772 5.060 16,5 1.893 16,7 946 11,2 4.113 14,8 
 10. Dezil Mehr als 5.772 7.934 25,9 3.109 27,4 1.068 12,7 5.894 21,3 
  

         1. Quartil 1.529 918 7,5 279 6,1 690 20,5 1.330 12,0 
2. Quartil 2.556 2.027 16,6 733 16,2 784 23,3 2.078 18,8 
3. Quartil 4.036 3.251 26,6 1.200 26,5 889 26,4 2.940 26,5 
4. Quartil Mehr als 4.036 6.049 49,4 2.322 51,2 1.004 29,8 4.731 42,7 
  

         1. Terzil 1.875 1.112 12,1 352 10,4 717 28,4 1.477 17,8 
2. Terzil 3.493 2.598 28,3 959 28,2 861 34,1 2.500 30,1 
3. Terzil Mehr als 3.493 5.472 59,6 2.089 61,5 949 37,6 4.332 52,2 
  

         Insgesamt 3.061 100,0 1.133 100,0 842 100,0 2.770 100,0 
  

         Gini-Koeffizient 0,367 0,393 0,075 0,268 

Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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Übersicht A7.9.2: Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, äquivalente Abgaben insgesamt, äqui-
valente monetäre und reale Transfers und äquivalente Sekundärverteilung nach Bruttoäqui-
valenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 

 Bruttoäquivalenzmarkteinkommen Äquivalente Abga-
ben insgesamt 

Äquivalente mone-
täre und reale 

Transfers 

Äquivalente 
Sekundärverteilung 

 Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
Bruttoäquiva-
lenzmarktein-
kommen 

In € pro Monat In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

  
 1. Dezil 704 440 2,3 186 2,7 707 14,9 960 5,7 
 2. Dezil 970 846 4,4 246 3,5 571 12,0 1.171 6,9 
 3. Dezil 1.168 1.071 5,6 348 4,9 540 11,4 1.263 7,5 
 4. Dezil 1.402 1.288 6,7 417 5,9 531 11,2 1.402 8,3 
 5. Dezil 1.666 1.536 8,0 541 7,7 485 10,2 1.479 8,8 
 6. Dezil 1.927 1.791 9,3 611 8,7 470 9,9 1.650 9,7 
 7. Dezil 2.226 2.060 10,8 744 10,6 407 8,6 1.723 10,2 
 8. Dezil 2.615 2.420 12,6 900 12,8 373 7,9 1.893 11,2 
 9. Dezil 3.471 2.992 15,5 1.127 16,0 363 7,6 2.228 13,1 
 10. Dezil Mehr als 3.471 4.736 24,8 1.899 27,1 300 6,3 3.137 18,6 
  
1. Quartil 1.073 718 9,3 238 8,5 623 32,7 1.102 16,3 
2. Quartil 1.666 1.353 17,7 457 16,3 511 27,0 1.408 20,9 
3. Quartil 2.440 2.005 26,1 711 25,3 432 22,7 1.726 25,5 
4. Quartil Mehr als 2.440 3.598 46,9 1.403 49,9 334 17,6 2.528 37,3 
  
1. Terzil 1.238 827 14,4 270 12,8 598 42,0 1.155 22,8 
2. Terzil 2.103 1.665 28,9 583 27,6 471 33,0 1.554 30,6 
3. Terzil Mehr als 2.103 3.259 56,8 1.252 59,6 355 25,0 2.362 46,7 
  
Insgesamt 1.918 100,0 702 100,0 475 100,0 1.691 100,0 
  
Gini-Koeffizient 0,329 0,362 0,134 0,185 

Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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Übersicht A7.9.3: Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, äquivalente Sekundärverteilung und 
äquivalente indirekte Steuern der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 

 Bruttoäquivalenzmarkteinkommen   Äquivalente Sekundärverteilung 
 Grenzen Durchschnitt   Grenzen Durchschnitt 

Bruttoäquiva-
lenzmarkt-
einkommen 

 In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

 Äquivalente 
Sekundär-
verteilung 

 In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

     
 1. Dezil 704 440 2,3   1. Dezil 950 749 4,4 
 2. Dezil 970 846 4,4   2. Dezil 1.146 1.056 6,3 
 3. Dezil 1.168 1.071 5,6   3. Dezil 1.299 1.224 7,2 
 4. Dezil 1.402 1.288 6,7   4. Dezil 1.434 1.368 8,1 
 5. Dezil 1.666 1.536 8,0   5. Dezil 1.579 1.504 8,9 
 6. Dezil 1.927 1.791 9,3   6. Dezil 1.718 1.651 9,8 
 7. Dezil 2.226 2.060 10,8   7. Dezil 1.900 1.802 10,7 
 8. Dezil 2.615 2.420 12,6   8. Dezil 2.126 2.012 12,0 
 9. Dezil 3.471 2.992 15,5   9. Dezil 2.503 2.290 13,5 
 10. Dezil Mehr als 3.471 4.736 24,8   10. Dezil Mehr als 2.503 3.254 19,2 

 
1. Quartil 1.073 718 9,3  1. Quartil 1.225 959 14,2 
2. Quartil 1.666 1.353 17,7  2. Quartil 1.579 1.401 20,7 
3. Quartil 2.440 2.005 26,1  3. Quartil 2.008 1.772 26,2 
4. Quartil Mehr als 2.440 3.598 46,9  4. Quartil Mehr als 2.008 2.631 38,9 

 
1. Terzil 1.238 827 14,4  1. Terzil 1.347 1.041 20,5 
2. Terzil 2.103 1.665 28,9  2. Terzil 1.823 1.579 31,1 
3. Terzil Mehr als 2.103 3.259 56,8  3. Terzil Mehr als 1.823 2.453 48,3 

 
Insgesamt 1.918 100,0  Insgesamt 1.691 100,0 

 
Gini-Koeffizient 0,329  0,216 

Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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Übersicht A7.9.4: Monetäre und reale Transfers gemessen am Bruttomarkteinkommen nach 
Bruttomarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 1983, 1991, 2000 und 2005 
 

2005 2000 1991 1983 
Relation zum Bruttomarkteinkommen in % 

Bruttomarkteinkommen   
 1. Dezil 241,8 154,0 79,2 49,0 
 2. Dezil 61,5 53,9 21,4 28,6 
 3. Dezil 47,5 49,0 25,7 25,5 
 4. Dezil 39,4 39,2 23,0 27,2 
 5. Dezil 36,7 35,1 22,6 29,1 
 6. Dezil 31,8 32,9 21,0 25,5 
 7. Dezil 29,4 27,2 19,0 22,5 
 8. Dezil 25,3 21,5 15,5 19,5 
 9. Dezil 20,9 18,7 12,8 16,4 
 10. Dezil 13,6 13,5 9,6 12,8 
  
1. Quartil 92,4 75,2 34,3 
2. Quartil 39,1 38,7 23,2 
3. Quartil 29,5 27,4 18,7 
4. Quartil 17,5 16,6 11,6 
  
1. Terzil 73,6 64,4 30,8 
2. Terzil 33,9 33,1 21,2 
3. Terzil 19,0 17,3 12,4 
  
Insgesamt 29,7 27,5 15,6 20,9 

Q: Guger (1987), Guger (1996A), EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
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Abbildung A7.9.1: Abgaben gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-
Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
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Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  ¹) Arbeitnehmer-
Innenbeiträge. 
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Abbildung A7.9.2: Äquivalenzeinkommen und äquivalente monetäre und reale Transfers 
nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
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Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 

Übersicht A7.9.5: Verteilung der äquivalenten monetären und realen Transfers nach Brutto-
äquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 

 Äquivalente 

Bruttoäqui-
valenz-
marktein-
kommen 

Gesundheits-
leistungen und 

Pflegegeld 

Bildungs-
leistungen 

Familien-
leistungen 

Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe, 

Sozialhilfe 

Wohnbeihilfen Hinterbliebenen-
leistungen 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

In € pro 
Monat 

Anteile 
in % 

  
 1. Dezil 302 11,4 154 14,3 105 14,6 102 59,2 31 38,8 14 43,8 
 2. Dezil 323 12,1 121 11,2 93 12,9 17 9,9 9 10,6 9 27,2 
 3. Dezil 302 11,3 125 11,6 94 13,2 11 6,2 3 4,2 4 12,0 
 4. Dezil 292 10,9 129 11,9 96 13,3 9 5,0 4 4,6 2 7,6 
 5. Dezil 267 10,0 126 11,7 75 10,4 11 6,3 6 7,3 0 1,5 
 6. Dezil 272 10,2 112 10,3 70 9,7 12 7,1 3 3,4 2 5,9 
 7. Dezil 244 9,2 90 8,4 62 8,7 2 1,2 8 10,6 0 0,0 
 8. Dezil 216 8,1 88 8,1 52 7,3 6 3,6 11 14,1 0 0,2 
 9. Dezil 231 8,6 82 7,6 44 6,1 2 1,1 4 4,4 0 1,4 
 10. Dezil 219 8,2 52 4,8 28 3,9 1 0,5 2 1,9 0 0,3 
  
1. Quartil 310 29,0 140 32,3 98 34,0 49 71,0 17 51,5 10 77,5 
2. Quartil 285 26,7 123 28,5 87 30,4 11 15,6 5 14,1 2 14,7 
3. Quartil 252 23,7 100 23,1 64 22,2 7 9,7 8 25,9 1 6,1 
4. Quartil 220 20,6 70 16,1 38 13,4 3 3,8 3 8,5 0 1,7 
  
1. Terzil 310 38,7 131 40,6 96 44,8 40 76,6 13 55,0 8 83,9 
2. Terzil 265 33,1 116 35,7 74 34,5 9 17,8 5 22,0 1 14,2 
3. Terzil 225 28,2 77 23,7 44 20,7 3 5,6 6 23,0 0 1,9 
  
Insgesamt 267 100,0 108 100,0 72 100,0 17 100,0 8 100,0 3 100,0 
  
Gini-Koeffizient 0,074 0,140 0,189 0,614 0,312 0,650 

Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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Abbildung A7.9.3: Nettoäquivalenzmarkteinkommen und äquivalente monetäre und reale 
Transfers sowohl gemessen am als auch nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-
Selbständigenhaushalte, 2000 
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Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 

Übersicht A7.9.6: Äquivalente monetäre und reale Transfers sowohl gemessen am als auch 
nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 

 Äquivalente 

Bruttoäqui-
valenz-
marktein-
kommen 

Gesundheits-
leistungen und 

Pflegegeld 

Bildungs-
leistungen 

Familien-
leistungen 

Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe, 

Sozialhilfe 

Wohnbeihilfen Hinterbliebenen-
leistungen 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

In %¹) Anteile 
in %²) 

   
 1. Dezil 68,7 42,7 35,0 21,8 23,8 14,8 23,1 14,4 7,1 4,4 3,2 2,0 
 2. Dezil 38,2 56,6 14,3 21,2 10,9 16,2 2,0 3,0 1,0 1,5 1,0 1,5 
 3. Dezil 28,2 56,0 11,7 23,2 8,8 17,5 1,0 2,0 0,3 0,6 0,4 0,7 
 4. Dezil 22,6 54,9 10,0 24,3 7,4 18,0 0,7 1,6 0,3 0,7 0,2 0,5 
 5. Dezil 17,4 55,1 8,2 26,0 4,9 15,4 0,7 2,2 0,4 1,2 0,0 0,1 
 6. Dezil 15,2 57,9 6,2 23,7 3,9 14,9 0,7 2,6 0,2 0,6 0,1 0,4 
 7. Dezil 11,8 59,9 4,4 22,2 3,0 15,2 0,1 0,5 0,4 2,1 0,0 0,0 
 8. Dezil 8,9 57,8 3,6 23,6 2,2 14,0 0,3 1,6 0,5 3,0 0,0 0,0 
 9. Dezil 7,7 63,7 2,7 22,6 1,5 12,0 0,1 0,5 0,1 1,0 0,0 0,1 
 10. Dezil 4,6 72,8 1,1 17,2 0,6 9,2 0,0 0,3 0,0 0,5 0,0 0,0 
  
1. Quartil 43,2 49,8 19,5 22,4 13,6 15,7 6,8 7,9 2,3 2,7 1,4 1,6 
2. Quartil 21,0 55,7 9,1 24,0 6,4 17,0 0,8 2,1 0,3 0,9 0,1 0,4 
3. Quartil 12,6 58,5 5,0 23,1 3,2 14,7 0,3 1,5 0,4 1,9 0,0 0,2 
4. Quartil 6,1 66,0 1,9 20,8 1,1 11,5 0,1 0,8 0,1 0,8 0,0 0,1 
  
1. Terzil 37,5 51,7 15,9 22,0 11,7 16,1 4,8 6,6 1,6 2,2 1,0 1,3 
2. Terzil 15,9 56,3 6,9 24,6 4,5 15,8 0,6 2,0 0,3 1,1 0,1 0,3 
3. Terzil 6,9 63,5 2,4 21,6 1,4 12,5 0,1 0,8 0,2 1,6 0,0 0,1 
  
Insgesamt 13,9 56,2 5,6 22,7 3,7 15,1 0,9 3,6 0,4 1,7 0,2 0,7 

Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen.  ¹) Gemessen am Bruttomarkteinkommen.  ²) Anteile an den 
monetären und realen Transfers insgesamt. 
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9. Glossar 

Äquivalenzeinkommen 

Nach einer Äquivalenzskala gewichtete Pro-Kopf-Einkommen. Die hier verwendete EU-Äqui-
valenzskala weist der ersten erwachsenen Person in einem Haushalt ein Gewicht von 1 zu, 
jeder weiteren erwachsenen Person 0,5 und jedem Kind unter 14 Jahren 0,3. Das Äquivalenz-
einkommen oder gewichtete Pro-Kopf-Einkommen eines Haushalts mit 2 Erwachsenen und 
2 Kindern im Alter von 11 und 15 Jahren entspricht damit dem Haushaltseinkommen geteilt 
durch die Äquivalenzzahl dieses Haushalts von 2,3. 

Bruttomarkteinkommen  

Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit (Löhne und Gehälter) sowie Pensionen werden als 
Markteinkommen bezeichnet; brutto heißt vor Abzug von Steuern und Sozialabgaben. 

Bruttogesamteinkommen  

Bruttomarkteinkommen und monetäre Transfers. 

Faktoreinkommen 

Entlohnung der jeweiligen Produktionsfaktoren: Löhne und Gehälter für den Faktor Arbeit; 
Gewinne für unternehmerische, selbständige und freiberufliche Tätigkeit; Vermögenseinkom-
men wie Zinsen, Dividenden, Mieten, Pacht. 

Formale Inzidenz 

Die Inzidenzlehre befasst sich mit den Verteilungswirkungen finanzpolitischer Maßnahmen. Die 
formale Inzidenz drückt die vom Gesetzgeber beabsichtigte Verteilungswirkung aus. Die tat-
sächliche oder materielle Inzidenz weicht vielfach durch Überwälzungen von der formalen 
Inzidenz ab. Die materielle Inzidenz gibt an, welche Wirtschaftssubjekte oder Einkommens-
schichten nach Abschluss aller Überwälzungsvorgänge die Steuerlast tatsächlich tragen.  

Gini-Koeffizient 

Der Gini-Koeffizient ist ein weit verbreitetes Konzentrationsmaß und stellt eine Kennziffer für das 
Ausmaß an Gleichheit oder Ungleichheit einer Verteilung dar. Ein Gini-Koeffizient von null 
bedeutet absolute Gleichverteilung, der Wert 1 vollkommene Ungleichverteilung. Der Gini-
Koeffizient knüpft direkt an die Lorenzkurve an, die die kumulierten Anteile des Gesamtein-
kommens im Vergleich zu den kumulierten Anteilen der EmpfängerInnen (beginnend mit der 
ärmsten Person bzw. dem ärmsten Haushalt) darstellt. Er misst den Bereich zwischen Lorenz-
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kurve und einer hypothetischen Linie absoluter Gleichverteilung im Verhältnis zur gesamten 
Fläche unterhalb dieser Linie. 

Für die Verteilung von Maßnahmen (z. B. Familienleistungen) auf Personen oder Haushalte, 
die nach anderen Variablen (Einkommen bzw. Haushaltseinkommen) gruppiert wurden, kann 
der Gini-Koeffizient Minuswerte annehmen. Je stärker sich der Wert 1 nähert, umso stärker 
wird zugunsten der unteren Einkommensschichten umverteilt.  

Lorenzkurve 

Die Lorenzkurve ist eine graphische Darstellung der personellen Einkommensverteilung, die 
zeigt, wie viel Prozent der EinkommensbezieherInnen wie viel Prozent des Gesamteinkommens 
erhalten. Verdient jeder gleich viel, ergibt sich eine Gerade. Je größer die Fläche zwischen 
dieser Kurve der Gleichverteilung und einer empirisch ermittelten Lorenzkurve ist, umso 
ungleicher ist die Einkommensverteilung. 

Nettoeinkommen 

Bruttomarkteinkommen minus ArbeitnehmerInnenbeiträge zur Sozialversicherung und 
Lohnsteuer. 

"Nettoeinkommen"  

Nettoeinkommen minus indirekte Steuern. 

Nicht-Selbständigenhaushalte 

Alle Haushalte ohne selbständig erwerbstätige Haushaltsmitglieder. Sie umfassen Haushalte 
mit Unselbständigen, PensionistInnen, Arbeitslosen, Studierenden, Personen in Elternkarenz, 
nicht-berufstätigen Hausfrauen und -männern und sonstigen erhaltenen Personen als Haupt-
verdienerIn ohne selbständig beschäftigte Haushaltsmitglieder. 

Primäreinkommen 

Das Primäreinkommen der privaten Haushalte enthält in dieser Studie die Bruttolohn- und 
-gehaltseinkommen und die Eigenpensionen.  

Sekundärverteilung (Wohlstandsverteilung) 

Die Sekundärverteilung stellt die Verteilung der Haushalte nach dem Sekundäreinkommen 
(ihrer Wohlstandssituation nach erfolgter staatlicher Umverteilung) dar, d. h., die Haushalte 
werden nach Abzug aller direkten und indirekten Abgaben von den Primäreinkommen und 
unter Zurechnung aller monetären und realen öffentlichen Transfers neu geordnet. 
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Unselbständigenhaushalte  

Haushalte mit unselbständig erwerbstätigen HauptverdienerInnen sowie nicht-selbständig 
beschäftigten Haushaltsmitgliedern.  

Verfügbare Haushaltseinkommen 

Haushaltseinkommen nach Abzug aller direkten Abgaben und Hinzurechnung aller monetä-
ren Transfers. 
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